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Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung gemäß § 13a BauGB 

Satzung der Gemeinde Pforzen 
für den Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung 
mit integriertem Grünordnungsplan 

Aufgrund 
• der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), 
• des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 
• der Bayerischen Bauordnung (BayB0), 
• der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
• der 5. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenvorordnung — PlanZV), 
• des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG), 

in der jeweils gültigen Fassung erlässt die Gemeinde Pforzen folgende Satzung: 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im zur Gemeinde Pforzen gehörenden Gemeindeteil Hammer-
schmiede. 
Das Plangebiet wird durch die in Nord-Süd-Richtung verlaufende Bundesstraße B 16 geteilt. Diese liegt im Plan-
gebiet auf den Grundstücken mit den Fl. Nrn. 3149/1 und 1823/6, von denen Teilflächen Teil des Geltungsbe-
reiches sind. Das Plangebiet westlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) der Grundstücke 
mit den Fl. Nrn. 2266 (TF), 2266/5, 2266/4 (TF, Verkehrsfläche), 2264/1 (Verkehrsfläche), 2258/1 (TF, Ried-
graben), 2490 (TF), 2258 (TF), 2256/1 (TF), 2256 (TF), 2256/2 (TF, Verkehrsfläche), 2256/3 (TF), 2249 (TF), 
2264, 2263, 2259, 2265/2, 2265, 2269/6 (Straße Ziegelring), 2265/5, 2265/6, 2269/5, 2270/2, 2269/4 
und 2269 (TF), alle Gemarkung Pforzen. Das Plangebiet östlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teil-
flächen (TF) der Grundstücke mit den Fl. Nrn. 2262 (TF), 2245 (TF, Wasserlauf), 2248 (TF), 2245/1 (Wasser-
lauf) und 2527/67 (TF, Wasserlauf), alle Gemarkung Pforzen. 
Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 6,48 ha auf. Maßgeblich ist die Bebauungsplanzeichnung. 

§ 2 Bestandteile der Satzung 

Die Satzung besteht aus der Planzeichnung und den folgenden textlichen Festsetzungen, jeweils in der Fassung 
vom 11.04.2023 Der Satzung ist eine Begründung mit Umweltbericht, ebenfalls in der Fassung vom 
11.04.2023 beigefügt. 

§ 3 Art der baulichen Nutzung 

1. Es wird ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. 

2. Unter Hinweis auf § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass die gemäß § 6 Abs. 2 Ziffer 8 BauNVO allge-
mein zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 in den Teilen des Gebiets, die 
überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägt sind, nicht zulässig sind. 

3. Unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmswei-
se zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 BauNVO außerhalb der in Ab-
satz 2 Nummer 8 bezeichneten Teile des Gebietes ebenfalls nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind. 

§ 4 Maß der baulichen Nutzung 

1. Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die überbaubare Grundfläche, die maximale Zahl der Vollge-
schosse und die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. Die Angaben sind in der Planzeichnung und unter 
Tabelle in § 8 Abs. 1 dieser Satzung enthalten. 

2. Die Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf angewendet werden. Demnach darf die zulässige 
Grundfläche durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen und ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 50 vom Hundert überschritten werden. Darüber hinaus kön-
nen für Zufahrten, Stellplätze und Garagen die Grundfläche um bis zu 80 vom Hundert überschritten wer-
den. 
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3. Als Referenz für die Ermittlung der zulässigen Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO gilt die 
im jeweiligen Baugrundstück zulässige Grundfläche gemäß Nutzungsschablone der Planzeichnung. 

4. Für die Baufenster 5, 9 10, und 13 ist die Anzahl der Wohneinheiten auf sechs pro Gebäude beschränkt. 
Für die restlichen Baufenster gilt: Die Anzahl der Wohneinheiten ist auf vier pro Gebäude beschränkt. 

§ 5 Bauweise/ Stellung der Gebäude/ Grundstücksgröße 

1. Im Bebauungsplangebiet gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Ist die abweichende Bau-
weise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, können auch Gebäude, die länger als 50 m sind, errichtet 
werden. Es sind Einzelhäuser zulässig. 

2. Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen bzw. Baulinien bestimmt. Für Nebengebäude gilt auch die 
Abgrenzung durch Planzeichen Nr. 15.3 der Planzeichenverordnung (PlanZV). Garagen und Stellplätze 
können auch außerhalb von Baugrenzen, Baulinien und der durch Planzeichen Nr. 15.3 markierten Berei-
che errichtet werden. 

Ausnahme (§ 31 Abs. 1 BauGB): 
Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO kann die Baugrenze um bis zu 1,50 m für einzelne Gebäudeteile wie bei-
spielsweise Vordach, Dachüberstand, Lichtschacht, Treppenstufen u. dgl. überschritten werden. 

3. In der Bebauungsplanzeichnung ist für einige Baufelder die Stellung der Gebäude durch die eingetragene 
Hauptgebäuderichtung festgesetzt; für untergeordnete Bauteile wie Quergiebel, Wiederkehr, Dachgauben, 
Garagen und dgl, kann hiervon abgewichen werden. Dies gilt auch für Abweichungen zur optimalen Aus-
nutzung der Sonnenenergie auf der Dachfläche. Hierfür kann von der Hauptgebäuderichtung um bis zu 
12° abgewichen werden. 

§ 6 Garagen/ Stellplätze/ Nebengebäude 

1. Garagen und Stellplätze dürfen auch außerhalb der durch Baugrenzen, Baulinien oder der durch eine Linie 
gemäß Ziffer 15.3 der Planzeichenverordnung (PlanZV) bestimmten überbaubaren Flächen errichtet wer-
den. Bei der Bestimmung der Anzahl der Stellplätze gilt die GaStelIV. 

Als Stellplätze gelten auch Zufahrten zu Garagen, Carports oder sonstigen überdachten Stellplätzen, sofern 
sie eine Länge von mindestens 5,50 m aufweisen. 
Besucherstellplätze müssen leicht und auf kurzem Weg erreichbar sein. 
Garagen mit direkter, von der Verkehrsfläche her senkrechter Zufahrt müssen einen Mindestabstand zur 
Verkehrsfläche von 5,50 m einhalten. 

2. Für überdachte Stellplätze, Garagen und Nebengebäude sind Sattel-, Pult- und begrünte Flachdächer zu-
lässig. Dachbegrünung ist generell zulässig. 

3. Garagen und Stellplätze sind nicht innerhalb der festgesetzten Grünflächen zulässig. 

§ 7 Grünordnung 

1. Die nicht überbauten Flächen sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen Gehölzen gemäß 
der nachfolgenden Vorschlagsliste zu bepflanzen, zu begrünen und zu unterhalten. 

2. Im nordwestlichen Teil des Plangebietes ist eine private Grünfläche mit Bepflanzungsauflagen als Ortsrand-
eingrünung zur Entwicklung einer dreireihigen Heckenstruktur festgesetzt. Diese Fläche dient als Ausgleichs-
fläche. 

3. Im Süden des Plangebietes ist eine private Grünfläche mit Bepflanzungsauflagen als Ortsrandeingrünung 
zur Entwicklung einer dreireihigen Heckenstruktur festgesetzt, Diese Fläche dient als Ausgleichsfläche. 

4. In der Planzeichnung sind zu erhaltende Bäume und Sträucher festgesetzt. 

5. Auf den Baugrundstücken sind pro 400 m2 ein Baum der Wuchsklasse 1 oder 2 oder zwei Obstbäume 
(Halbstamm) zu pflanzen. Für die Bepflanzung sollen heimische Gehölze verwendet werden. 

6. Für die vorgenannten Eingrünungsmaßnahmen kann aus der nachfolgenden Pflanzliste ausgewählt werden. 
Das Forstvermehrungsgutgesetzt (FoVG, "*") ist zu beachten. 
Neben Obstgehölzen können für die Grünflächen auch folgende Arten ausgewähit werden, wobei auf Bäu-
me der 1. Wuchsklasse verzichtet wurde: 
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Bäume 1. und 2. Wuchsklasse Mindestqualität: 3 x v. H. 251 — 300 cm 

Acer campestre Feldahorn 
Acer pseudoplatanus* Berg-Ahorn 
Quercus robur* Stieleiche 
Tilia cordata* Winterlinde 
Tilia platiphyllos* Sommerlinde 
Ulmus glabra Bergulme 
Sorbus aucuparia Vogelbeere 
Prunus avium* Vogelkirsche 
Betula pendula* Birke 
Carpinus betulus* Hainbuche 

Obstbäume 
Äpfel Berner Rosenapfel 

Klarapfel 
James Grieve 
Glockenapfel 

Birnen: Clapps Liebling 
Gelleris Butterbirne 

Kirsche: Hedelfinger 
Zwetschge Wangenheims Früh 

Sträucher Mindest ualität: 2 x v. H. 60 —100 cm 

Cornus mas Komelkirsche 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Corylus avellana Haselnuss 
Ligustrum vulgare Liguster 
Lonicera xylosteum Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Prunus padus Viburnum lantana 

Zusätzlich kommen standortgerechte Arten und Sorten von Wildsträuchern und Wildrosen in Betracht. Aus 
naturschutzfachlicher Sicht sollen fremdländische Geholze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunadelige 
Geholze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen bleiben, wobei ein Anteil von 10 % zulässig sein soll. 

7. Sämtliche Pflanzungen sind vom jeweiligen Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und 
vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzungen sind umgehend zu ersetzen. 

8. AnwendLng der noturschutzrechlichen Eingriffsregelung 

Eingriffsfläche 8789 m2

Typ B niedriger bis mittlerer Versiegelungsgrad 

Kategorie 1 

Kompensationsfaktor: 0,3 wegen geringer Eingriffsintensität und Pflanzauf lagen 

Kompensationsbedarf 8789 m2 x 0,3 = 2637 m2

Der Kompensationsbedarf wird innerhalb des Geltungsbereiches durch zwei Kompensationsflächen von 
1812 m2 an der Nordgrenze und 869 m2 an der Südgrenze gern. Planzeichnung abgegolten. 

Die Gestaltung der Kompensationsflächen erfolgt gern. Planzeichnung: Anlage einer dreireihigen He-
ckenstruktur aus einzelnen Heckenabschnitten, Pflanzraster 1,5 x 1,5 m, Pflanzung versetzt auf Lücke, 
eingestreute Großgehölze, Arten und Mindestqualitäten gern. Satzung § § 7 Nr. 6. 

§ 8 Bauordnungsrechtliche Fest5etzvngen/Gestaltung der Gebjucle 
(§ 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayB0) 

1. Für Plangebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen. Sie werden in der Planzeichnung präziser 
festgesetzt. 

Gebiet Bauweise Max. Wandhöhe Max. Firsthöhe Dachform 
, 

-. 
Dachneigung Max. Zahl 

Vollgeschosse 
Plangebiet E, o/a s Planeinschrieb 

Definition 
E = Einzelhausbebauung 
o = offene Bauweise 
a = abweichende Bauweise, Gebäude länger als 50 m Länge. 
SD = Satteldach 
PD = Pultdach. Das Pultdach muss an der oberen Dachkante bündig mit der Traufe des Satteldaches des be-

nachbarten Gebäudes abschließen. 
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Wandhöhe =- Als Maß für die Wandhöhe gilt die senkrechte Entfernung von Oberkante Rohfußboden (OK 
RFB) im Erdgeschoss bis Oberkante Dachhaut, gemessen in der Verlängerung der Außenwand. 
Die OK RFB darf maximal 0,40 m über dem natürlichen Gelände liegen. Als natürliches Gelände 
gilt der Durchschnitt der natürlichen Geländehöhen, gemessen an den Eckpunkten des Gebäudes. 

Firsthöhe = Als Maß für die Firsthöhe gilt die senkrechte Entfernung von Oberkante Rohfußboden (OK RFB) im 
Erdgeschoss bis Oberkante First. Die OK RFB darf maximal 0,40 m über dem natürlichen Gelände 
liegen. Als natürliches Gelände gilt der Durchschnitt der natürlichen Geländehöhen, gemessen an 
den Eckpunkten des Gebäudes. 

I = maximal ein Geschoss 
I+D = maximal zwei Geschosse, wobei das Obergeschoss als Dachgeschoss auszubilden ist 
1+IID -=- maximal drei Geschosse, wobei die zwei oberen Geschosse als Dachgeschoss auszubilden sind 
II = maximal zwei Geschosse 
II+D = maximal drei Geschosse, wobei das zweite Obergeschoss als Dachgeschoss auszubilden ist 
11+IID = maximal vier Geschosse, wobei die zwei oberen Geschosse als Dachgeschoss auszubilden sind 

2. Bei Gebäuden und Gebäudeteilen, für die Satteldächer vorgeschrieben sind, gilt für die Dachaufbauten: 
Quergiebel und Gauben sind zulässig. 
Negative Dacheinschnitte gleich welcher Form sind nicht zulässig. 
Dachüberstände betragen bei Hauptgebäuden mindestens 0,50 m; bei Garagen mind. 0,30 m. 

3. Farben für die Dachdeckung: 
Als Farbe für Dachplatten sind nur ziegelrote bis rotbraune oder anthrazitgraue Töne zulässig. 

Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind Farben zulässig, die für Anlagen zur Gewinnung von Sonnen-
energie (Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

4. Fassaden: 
Gestaltung der Außenfassaden mit Putz bzw. Holzverkleidung. Blechverkleidungen sind nur an untergeord-
neten Bauteilen (Kamin/Gauben) zugelassen. Grelle Farben (außer Weiß) sind unzulässig bzw. auf begrenz-
te Fassadenbereiche zu reduzieren. Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten 
Fassaden des jeweiligen Gebäudes in Farben zulässig, die für Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie 
(Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

5. Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie sind nur parallel und im Abstand von max. 0,15 m (gemessen 
von Oberkante Anlage zur Dachhaut bzw. zur Fassade außen) zulässig. Sie dürfen die Gesamthöhe des zur 
Anbringung der Anlage verwendeten Gebäudeteils nicht überschreiten und nicht höher als der Dachfirst 
sein. 

6. Balkone, Erker und Vorbauten sind in Konstruktion und Material auf die Art des Gebäudes abzustimmen 
und sind maßstäblich und unauffällig in die Fassaden einzufügen. Nicht rechteckige Balkone und Vorbau-
ten sind gänzlich unzulässig. 

§ 9 Einfriedungen/Freiflächengestaltunq 

1. Es gilt die Abstandsflächenregelung der Bayerischen Bauordnung (Art. 6 BayB0). 

2. Die Höhe der Einfriedungen wird auf maximal 2,10 m begrenzt; der Zaun ist aus Maschendraht oder Stab-
gitter herzustellen. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht 
ist nicht zulässig. Der Mindestabstand für die Einfriedung vom Rand der befestigten Fahrbahn der Kreisstra-
ße muss 1,50 m betragen. Tore und Türen sind so anzubringen, dass sie nicht zur Kreisstraße hin aufgehen. 

3. Einfriedungen, die keine Zäune sind, sind zum öffentlichen Straßenraum hin, soweit sie die Verkehrssicher-
heit nicht beeinträchtigen, bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 m über dem Gelände zulässig. Hecken 
sind von dieser Einschränkung ausgenommen, soweit sie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen. Zäu-
ne dürfen in Höhe und Farbgestaltung das Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 
Mauern über eine Höhe von 0,40 m über dem Gelände als Einfriedungen sind unzulässig. 
Stützkonstruktionen im Bereich der Freiflächen sind 

optisch zu gliedern und 
in einer Bauweise auszuführen, die für Wasser- und Kleinlebewesen durchlässig ist (z.B. Trockenmauern 
aus Natursteinen, Gabionen etc.) und 

dauerhaft zu begrünen. 

4. Garageneinfahrten dürfen pro Grundstück höchstens 6 m breit sein. Der Belag ist möglichst wasserdurch-
lässig auszuführen, (z. B. Schotterrasen, wassergebundene Decke, Rasenfugenpflaster). Das anfallende 
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Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abgeleitet und muss auf dem eigenen Grund-
stück versickert werden. 

5. Kfz-Stellplätze sind wassergebunden herzustellen. Auf die Befestigung von Hof- und Parkflächen, z. B. mit-
tels durchgehenden Asphaltbelags, ist zu verzichten. Für diese Flächen ist eine Befestigung bzw. Gestaltung 
mit ausreichender Wasserdurchlässigkeit (z. B. humus- oder rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, ggf. 
auch sandgeschlämmte Kies- oder Schotterdecke oder eine Kombination verschiedener Befestigungsarten) 
zu wählen. 

6. Der Anteil von versiegelten Flächen ist möglichst gering zu halten. Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der 
Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Gemäß § 202 BauGB ist der Ober-
boden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

7. Das natürliche Gelände ist weitestgehend zu erhalten und darf nur in dem zur Durchführung des Bauvorha-
bens erforderlichen Maß geändert werden. Höhendifferenzen sind durch natürliche Geländeverzüge und 
Böschungen innerhalb des jeweils eigenen Grundstücks auszugleichen; dies ist in entsprechenden Gelän-
dequerschnitten mit dem Baugesuch nachzuweisen und darzustellen. Grundsätzlich ist eine Abstimmung mit 
dem jeweiligen Nachbarn anzustreben. Die vorgenannten Anforderungen sind auch für das Freistellungs-
verfahren gemäß BayBO anzuwenden. 

8. Veränderungen der Geländeoberfläche dürfen nur in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderli-
chen Ausmaß ausgeführt werden. 

§ 10 Werbeanlagen 

1 . Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Land-
schaftsbild nicht wesentlich stören, auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden. 
Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig. 

2. Werbeanlagen auf dem Dach und solche, die ausschließlich auf die freie Landschaft hin ausgerichtet sind, 
sind unzulässig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmennamen und —logos sind mit einer Höhe von 
0,80 m zulässig. Ihre Höhenlage ist auf 3,00 m über dem Gelände zu beschränken. 

§ 11 Hinweise und Empfehlungen 

1. Landwirtschaftliche Emissionen 

Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruch- und 
Staubeinwirkung) aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Flächen ent-
schädigungslos hinzunehmen. Dazu gehören auch der Viehtrieb und der Verkehr mit landwirtschaftlichen 
Maschinen. 

2. Schallschutz 

Bauliche Festsetzungen zum Schallschutz werden nicht erforderlich. Mit der schalltechnischen Untersuchung 
des Büros em plan zum Vorhaben Gemeinde Pforzen, Bebauungsplan „Hammerschmiede", Bearbeitungs-
stand 04/2019, Projekt-Nr.: 2019 1216 zum Schallschutz ist nachgewiesen, dass die geplante Festsetzung 
des Gebiets als Mischgebiet entspechend der Eigenart und Zweckbestimmung der Nutzung umgesetzt wer-
den kann. 

Mit Umsetzung von Bauvorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes wird nach dem Stand der 
Technik ein Schallschutznachweis nach DIN 4109 Schallschutz im Hochbau erforderlich. Zur Bemessung der 
baulichen Schallschutzmaßnahmen darf die dem Bebauungsplan beiliegende schalltechnische Untersu-
chung des Büros em plan zum Vorhaben Gemeinde Pforzen, Bebauungsplan „Hammerschmiede", Bearbei-
tungsstand 04/2019, Projekt-Nr.: 2019 1216, herangezogen werden. 

3. Denkmalpflege 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht 
gemäß Art. 8 Abs. 1 — 2 DSchG unterliegen, siehe auch nachfolgende Zitate des Art. 8 Abs. 1 und 2 
DSchG. 
„Art. 8 Abs. 1 DSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder 
dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt ha-
ben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem 
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Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
Art. 8 Abs. 2 DSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet." 

Zu verständigen ist das Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 
86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50; e-Mail: DST_Thierhaupten@blfd.bay-
ern.de oder die zuständige Untere Denkmalsschutzbehörde. 

4. FFH-Verträglichkeitsabschätzung 

Der westlich angrenzende Bereich des FFH-Gebietes wurde von Herrn Dipl.-Ing. Helmut Rösel (Landschafts-
architekt) untersucht. Der Bericht vom 13.03.2018 ist als Anlage zum Bebauungsplan aufgeführt. 

5. Hinweise der Kreisbrandinspektion 

Bezüglich der Bereitstellung der notwendigen Flächen für die Feuerwehr, der öffentlichen Verkehrsflächen, 
der Bereitstellung von Löschwasser und Hydranten wird auf das Merkblatt der Kreisbrandinspektion Ostall-
gäu hingewiesen. Das Merkblatt ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt. 

§ 12 Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan „Hammerschmiede", bestehend aus der Satzung, der Bebauungsplanzeichnung und der Be-
gründung mit Umweltbericht, jeweils in der Fassung vom 11.04.2023, tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

Pforzen, den 13. Apra 2023 

Herbert Hclfer, Erster Bürgermeister 

Anlagen: 
• Schalltechnische Untersuchung des Büros em plan zum Vorhaben Gemeinde Pforzen, Bebauungsplan 

„Hammerschmiede", Bearbeitungsstand 04/2019, Projekt-Nr.: 2019 1216 
Beiplan DIN 4109 zur schalltechnischen Untersuchung des Büros em plan zum Vorhaben Gemeinde 
Pforzen, Bebauungsplan „Hammerschmiede", Rasterlärmkarte aus Straßenverkehr im Nachtzeitraum, 
Pegelbereiche und Grenzwertlinie 45 dB(A) zur Bemessung des baulichen Schallschutzes 
FFH-Verträglichkeitsabschätzung zum Bebauungsplan „Hammerschmiede", Gemeinde Pforzen, von 
Landschaftsarchitekt H. Rösel, Stand 13.03.2018. 
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Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung gemäß § 13a BauGB 

BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im zur Gemeinde Pforzen gehörenden Gemeindeteil Hammer-
schmiede. 
Das Plangebiet wird durch die in Nord-Süd-Richtung verlaufende Bundesstraße B 16 geteilt. Diese liegt im Plan-
gebiet auf den Grundstücken mit den Fl. Nrn. 3149/1 und 1823/6, von denen Teilflächen Teil des Geltungsbe-
reiches sind. Das Plangebiet westlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) der Grundstücke 
mit den Fl. Nrn. 2266 (TF), 2266/5, 2266/4 (TF, Verkehrsfläche), 2264/1 (Verkehrsfläche), 2258/1 (TF, Ried-
graben), 2490 (TF), 2258 (TF), 2256/1 (TF), 2256 (TF), 2256/2 (TF, Verkehrsfläche), 2256/3 (TF), 2249 (TF), 
2264, 2263, 2259, 2265/2, 2265, 2269/6 (Straße Ziegelring), 2265/5, 2265/6, 2269/5, 2270/2, 2269/4 
und 2269 (TF), alle Gemarkung Pforzen. Das Plangebiet östlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teil-
flächen (TF) der Grundstücke mit den Fl. Nrn. 2262 (TF), 2245 (TF, Wasserlauf), 2248 (TF), 2245/1 (Wasser-
lauf) und 2527/67 (TF, Wasserlauf), alle Gemarkung Pforzen. 
Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 6,48 ha auf. Die genaue Lage des Plangebietes ist der Bebauungs-
planzeichnung zu entnehmen (siehe auch Abbildung 1). 

2269,2 

1 
1 1 

1 1 1 
fp. •••••••• ••••«. Im= ••• 

...... 
M.,•••• am•-• •-•ffl..1 
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Abbildung 1: Lageplan der gegenständlichen Bauleitplanung, unmaßstäblich 
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Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung gemäß § 13a BauGB 

1. Veranlassung 

Die Gemeinde Pforzen hat sich entschieden, den Bereich Hammerschmiede planerisch zu erfassen. Das Areal ist 
geprägt von ehemaligen Gewerbegebäuden, einer ehemaligen Gaststätte, Wohnbebauung und ehemaligen Be-
triebsleiterwohnungen. Die Gemeinde hat sich sehr umfassend mit dem Gebäudebestand befasst. Der Bereich 
soll nun überplant werden, um einerseits den Bestand zu sichern, andererseits im vertretbaren Umfang Nachver-
dichtung oder die Ansiedlung weiterer Mischnutzungen zu ermöglichen. 
Die Gemeinde möchte zudem eine landschaftsverträgliche Entwicklung des Ortsteils Hammerschmiede bewirken 
und mit Bepflanzungen den bestehenden Ortsrand stärken. 

2. Planung

2.1. Änderungen im Veroleich zum bestehenden Bebauungsplon "Harnmerschmiedell 

Nachfolgend sind alle Änderungen in den Nutzungsschablonen der Bebauungsplanzeichnung (rot 
hervorgehoben) aufgeführt, die in der gegenständlichen 1. Änderung im Vergleich zum ursprünglichen 
Bebauungsplan „Hammerschmiede" vorgenommen wurden. 

Indexzahlen 3, 4 

Alte Festsetzun : 
GR Gesch.

400 m2 II+D 
WH (num) FH (,,,o ) 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Indexzahl 5 

Alte Festsetzun : 
GR 

350m2
Gesch.

II+D 
WH imax ) FH (,,,.) 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 10°-20° 

Indexzahl 9 

Alte Festsetzun : 
GR Gesch.

200m2 II+D 
WH imax ) FH in,ex) 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Indexzahl 10 

Alte Festsetzuna: 
GR Gesch.

200m2 II+D 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Indexzahl 13 

Alte Festsetzun : 
GR Gesch.

300m2 II+D 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 24°-38° 

Neue Festsetzuna Indexzahl 3 
GR 

300 m2 
Gesch.

1I+D 
WH (num.) FH i„,..) 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Neue Festsetzun : 
GR 

380m2
Gesch.

II+D 
WH frnox) FH irno.) 
6,50 m 9,00 m 

DF DN 

SD 18°-32° i

Neue Festsetzun : 
GR Gesch.

250m2 II+D 
WH (rnaz ) FH (maz 

7,50m 10,00m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Neue Festsetzun : 
GR Gesch.

250m2 II+D 
WH ( ax ) FH h ox,) 

7,50m 10,00m 
DF DN 

SD 18°-32° 

Neue Festsetzun : 
GR 

300m2
Gesch

II+D 
FH (,,,,.)

7,50m 10,00m 
DF DN 

SD 24°-38° 

Neue Festsetzuna Indexzahl 4 
GR Gesch.

300m2 II+D 
WH (num) FH (r x ) 

6,50 m 9,00 m 
DF DN 

SD 18°-32° 
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Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede", 1. Änderung gemäß § 13a BauGB 

Darüber hinaus ändern sich die nachfolgenden Festsetzungen: 

Für Zufahrten, Stellplätze und Garagen darf die zulässige Grundfläche um bis zu 80 von Hundert überschritten 
werden. Für die Baufenster 5, 9 10, und 13 ist die Anzahl der Wohneinheiten auf sechs pro Gebäude be-
schränkt. Für die restlichen Baufenster gilt: Die Anzahl der Wohneinheiten ist auf vier pro Gebäude beschränkt. 

Damit soll eine Nachverdichtung im Geltungsbereich ermöglicht werden sowie auf den teils recht weitläufigen 
Grundstücken Zufahrten in der erforderlichen Länge ermöglicht werden. 

3. Grünordnunq 

3.1. Begründung der grünordnerischen Festsetzungen 

Die Festsetzungen zur Grünordnung aus dem ursprünglichen Bebauungsplan Hammerschmiede bleiben durch 
die gegenständliche 1. Änderung unberührt. Diesbezüglich besteht kein Anlass, geänderte Festsetzungen in der 
gegenständlichen Änderung zu treffen. 

3.2. FFH-Verträglichkeit 

Im Zuge der Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplanes „Hammerschmiede" wurde eine FFH-Verträglich-
keitsabschätzung erstellt. Diese kam zu folgendem gutachterlichen Fazit: „Eine erhebliche Beeinträchtigung von 
Lebensraumtypen oder Anhang-Arten durch den Bebauungsplan kann sicher ausgeschlossen werden; im weite-
ren Verfahrensverlauf kann auf eine FFH-Verträglichkeitsprüfung verzichtet werden." 
Die FFH-Verträglichkeitsabschätzung ist als Anlage der gegenständlichen 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Hammerschmiede" beigegeben. 

3.3. Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Nach § la Abs. 3 BauGB ist die Eingriffsregelung mit ihren Elementen Vermeidung und Ausgleich im Bauleit-
planverfahren in der Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichtigen. 

Es gilt das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB, da im konkreten Fall durch die Erhöhung der zulässi-
gen Wohneinheiten eine Nachverdichtung ermöglicht wird. Ein Ausgleich ist daher nicht nötig, vgl. hierzu § 13a 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB: 

„Im beschleunigten Verfahren gelten in den Fällen des Absatzes I Satz 2 Nummer 7 Eingriffe, die auf Grund 
der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § la Absatz 3 Satz 6 vor der plane-
rischen Entscheidung erfolgt oder zulässig." 

4. Immissionsschutz 

4.1. Immissionsschutz 

Die schalltechnische Untersuchung des Büros em plan, Projekt-Nr. 2019 1216, Bearbeitungsstand 04/2019 
zum ursprünglichen Bebauungsplan Hammerschmiede behält ihrer Gültigkeit, da sich die Baugrenzen im Plan-
gebiet durch die gegenständliche 1. Änderung nicht verschieben und somit keine weiteren Beeinträchtigungen 
durch Immissionen zu erwarten sind. Die schalltechnische Untersuchung war Anlage des ursprünglichen Bebau-
ungsplanes „Hammerschmiede" und ist dementsprechend am Ende der Satzung als Anlage aufgeführt. 

Die Realisierbarkeit aus heutiger Sicht absehbarer Nutzungen im Planungsumgriff wurden mit der schalltechni-
schen Untersuchung des Büros em plan, Projekt-Nr. 2019 1216, Bearbeitungsstand 04/2019 zum ursprüngli-
chen Bebauungsplan Hammerschmiede untersucht. Die Untersuchung belegt anhand derzeit bekannter Ansied-
lungsabsichten eines Gewerbebetriebs exemplarisch, dass die Entwicklung des Gebiets im Rahmen seiner 
Zweckbestimmung grundsätzlich konfliktfrei möglich ist. Die konkrete Ausgestaltung erfolgt im Rahmen des Voll-
zugs der Baugesetze nach den zum Zeitpunkt eines Bauantrags geltenden eingeführten immissionsschutzrechtli-
chen Regelungen. 

5. Technische Infrastruktur 

5.1. Straßen 

Die privaten Verkehrsflächen sind soweit möglich mit wassergebundener Decke auszuführen. 

5.2. Wasserwirtschaft 

Die anfallenden häuslichen Abwässer sind an die Kanalisation und an die Kläranlage anzuschließen. 

Das Wasserwirtschaftsamt Kempten teilte mit E-Mail vom 29.12.2022 wie folgt zum Verfahren mit: 
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„Grundsätzliche & aktuelle Hinweise für Gemeinde, Planer & Bauherr: 
• Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 
• Bebauungen sind auch fernab von oberirdischen Gewässern vielfältigen Gefahren durch Wasser (Starkregen, Sturz-

fluten, hohe Grundwasserstände, Kanalrückstau) ausgesetzt. Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf 
Ebene der Bauleitplanung! 
O Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete Schutz-

vorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen. 
O Das Erdgeschoß der Gebäude sowie Lichtschächte, Öffnungen und Treppenabgänge soll zur Sicherheit vor 

Wassergefahren daher deutlich über dem vorhandenem Gelände bzw. über dem jeweiligen Straßenniveau lie-
gen und alles unter dieser Ebene wasserdicht sein. Im Einzelfall ist auch die Geländeneigung und Gebäude-
anordnung bei der Risikoanalyse zu beachten. 

O Des Weiteren empfehlen wir einen Hinweis für Planer und Bauherren aufzunehmen, unabhängig von der Ge-
wässernähe oder den bisher bekannten Grundwasserständen, einen Keller wasserdicht und auftriebssicher 
auszuführen. Das bedeutet auch, dass z.B. alle Leitungs- und Rohrdurchführungen dicht sein müssen. Beson-
deres Augenmerk ist dabei auch auf die geeignete Planung und Ausführung von Kellerabgängen, Kellerfens-
tern und Lichtschächten, sowie Haus- und Terrasseneingängen zu legen. Tiefgaragenabfahrten sind so auszu-
bilden, dass die Tiefgarage und der Keller nicht durch Starkregen oder hohe Grundwasserstände geflutet wer-
den. 

• Broschüre „Wassersensible Siedlungsentwicklung" 
Empfehlungen für ein zukunftsfähiges und klimaangepasstes Regen wassermanagement in Bayern: 
https://wwwbestellen.bayem.de/shoplink/stmuv wasser 018.htm 
„grüne & blaue Infrastruktur" 

• Wassersensibles Planen und Bauen - Bayerische Architektenkammer (byak.de) 
• Arbeitshilfe: Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung, Eine pragmatische Anleitung für Kommunen 

und deren Planer 
Arbeitshilfe: Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung - eine pragmatische Anleitung für Kommu-
nen und deren Planer (bayem.de) 

• naturnahe Regenwasserbewirtschaftung 
https://wwwlfu.bayern.de/buerger/doc/uw 88 umgang mit regenwasserpdf 
weitere Links: 
O Bayerisches Bauministerium: Klimasensibler Umgang mit Niederschlagswasser in der Bauleitplanung (bayika. - 

de) Schreiben vom 27072021 des Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr mit dem Ti-
tel: 
Klimasensibler Umgang mit Niederschlagswasser in der Bauleitplanung; insbesondere: 
- Klimabezogene Festsetzungen im Bebauungsplan betreffend Umgang mit Niederschlagswasser (u. a. „Zister-
nenpflicht9 
- Ermittlung der Grundflache in Bezug auf „Steingärten/Schotterflächen" 

O 64-7524-2-7 stmuv stmi gag 002 reinschrift .pdf (bayem.de) Schreiben vom 19.11.2027 vom StMI 
und StMUV mit dem Titel: Impulse für einen nachhaltigen Umgang mit Niederschlagwasser durch Einführung 
einer gesplitteten Abwassergebühr" 

Das Wasserwirtschaftsamt Kempten teilte zum ursprünglichen Bebauungsplan mit Schreiben vom 09.05.2018 
wie folgt zum Verfahren mit: 

„Teile des Gebietes liegen im Retentionsraum der Wertach. Die Fläche des HQ 700 Überschwemmungsgebietes ist in der 
Planzeichnung bereits dargestellt. 
Anlagen in Gewässern oder in weniger als 60 Meter Entfernung von einem Gewässer bedürfen in der Regel der Geneh-
migung nach' 36 WHG i. Vm. Art 20 BayWG., wenn nicht bereits eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung 
nach§ 78 Abs. 3 Satz 1 WHG notwendig ist. Besondere Anforderungen an die Lagerung und den Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (Heizöl z.B.) in Überschwemmungsgebieten ergeben sich aus der Anlagenverordnung AwSV" 

Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an die gemeindliche zentrale Wasserversorgung gesichert. 

Das Oberflächenwasser soll grundsätzlich an Ort und Stelle — soweit grundwasserunschädlich — über die belebte 
Oberbodenzone zur Versickerung gebracht werden, soweit es die Bodenverhältnisse zulassen. 

5.3. Stromversorgung / Telekommunikation 

Die LEW Verteilnetz GmbH und die Deutsche Telekom werden am Vorhaben beteiligt. 
Die LEW Verteilnetz GmbH nahm mit E-Mail vom 11.01.2023 wie folgt zum Verfahren Stellung: 

„Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen unsererseits keine Einwände, wenn weiterhin der Be-
stand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung gewährleistet ist und nachstehende 
Belange berücksichtigt werden. 
Bestehende 20- und 1-kV-Kabelleitungen 
Vorsorglich weisen wir auf die verlaufenden 20-kV-Kabelleitungen H8E und M4 sowie unsere Trans formator-
station 730A unserer Gesellschaft im Geltungsbereich hin. Weiter befinden sich mehrere 1-kVKabelleitungen 
in diesem Bereich. Der Verlauf dieser Kabelleitungen kann dem beiliegenden Kabellageplan entnommen 
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werden. Der Schutzbereich sämtlicher Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen und ist von ei-
ner Bebauung sowie tiefwurzelnden Bepflanzungen freizuhalten. Wir bitten um Beachtung des beigelegten 
Kabelmerkblattes „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel". 
Bestehende 1 -kV-Freileitungen 
Im Geltungsbereich verlaufen mehrere 1-kV-Freileitungen unserer Gesellschaft. Im beigelegten Ortsneizplan 
M = 1 : 2000 sind die Leitungstrassen dargestellt. Folgende Unfallverhütungsvorschriften und Mindestab-
stände sind bezüglich der 1-kV-Leitungen zu beachten: 
Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbundenen 
Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 
(BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse einzuhalten. 
Alle Personen sowie deren gehandhabte Maschinen und Werkzeuge, müssen so eingesetzt werden, dass eine 
Annäherung von weniger als 1,00 m an die 1-kV-Freilleitung in federn Fall ausgeschlossen ist. Jede auch nur 
kurzfristige Unterschreitung des Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigen lebensgefährlich. 
Bestehende 20-kV-Freileitung M4 und H8E 
Innerhalb des Geltungsbereiches verläuft unsere 20-kV-Leitung M4 und H8E. Diese ist im beiliegenden Orts-
netzplan dargestellt. Der Schutzbereich der Freileitung beträgt 8,00 m beiderseits der Trasse. 
Nachdem es sich um eine Hauptversorgungsleitung handelt, ist der Bestand weiterhin zu gewährleisten. Ein 
Leitungsabbau ist von unserer Seite nicht vorgesehen. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass innerhalb des Leitungsschutzbereiches die Errichtung von Bauwerken 
im Allgemeinen nicht zulässig ist. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn die in den Vorschriften der 
Freileitungsnorm DIN EN 50423 und die Bestimmungen DIN VDE 0105 (Arbeiten im Spannungsbereich) ge-
forderten Mindestsicherheitsabstände eingehalten werden. 
Aus diesem Grund sind sämtliche Bauvorhaben innerhalb des Leitungsschutzbereiches - wenn möglich be-
reits im Entwurfsstadium - zur Stellungnahme vorzulegen. Unsere Stellungnahme erfolgt gemäß Art. 65 Bay-
BO als Träger öffentlicher Belange. 
Beschränkungen und Hinweise innerhalb der Leitungsschutzzone 
Wir bitten folgende Beschränkungen und Hinweise innerhalb des Leitungsschutzbereiches zu beachten: 

• Innerhalb des Schutzbereiches müssen die einschlägigen Vorschriften der DIN EN 50423 (vormals 
VDE-Vorschrift 0210) beachtet werden; insbesondere ist nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in Span-
nungsnähe immer ein Schutzabstand von mindestens 3,00 m zu den unter Spannung stehenden Lei-
terseilen einzuhalten. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung des Schutzabstandes ist für die am 
Bau Beschäftigen lebensgefährlich. 

• Bei Verwendung eines Bau- oder Autokranes außerhalb des Schutzbereiches der genannten Leitung 
muss durch geeignete, von der Baufirma zu treffende Maßnahmen sichergestellt werden, dass ein 
Einschwingen des Kranseiles und der angeschlagenen Lasten in den Schutzbereich der Leitung unter 
allen Umständen unterbleibt. Der Standort eines Baukrans ist deshalb entsprechend zu wählen. Bei 
jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen der damit verbundener Lebens-
gefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 
(BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse einzuhalten. 

Die Ausführungen des beigelegten Merkheftes für Baufachleute sind zu beachten. 
Allgemeiner Hinweis 
Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungseinrichtungen sind wegen der damit verbundenen Lebensgefahr 
die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Betriebsmittel DGUV (BGV A3) der Berufsgenos-
senschaft Energie Textil Elektro einzuhalten. 
Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelauskunft eingeholt werden. 
Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Biessenhofen Kontakt aufzunehmen. 

Betriebsstelle Biessenhofen 
Ebenhofener Straße 36 
87640 Biessenhofen 
Ansprechpartner. Betriebsstellenleiter Herr Werner Weiß Tel. 08341/9527 — 55 E-Mail: wemerweisse-
lew-verteilneiz.de 

Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportaLlvn de/apak/ abgerufen werden Un-
ter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt werden, sind wir mit der Aufstellung des Be-
bauungsplanes einverstanden." 

Die Deutsche Telekom hatte mit Schreiben vom 18.05.2018 zur Aufstellung des ursprünglichen Bebauungspla-
nes Stellung genommen. Die Stellungnahme behält auch für die gegenständliche Änderung ihre Gültigkeit. Sie 
wird nachfolgend zitiert 
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„Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom. Deren Bestand und 
Betrieb müssen weiterhin gewährleistet bleiben. Sollten diese Anlagen von den Baumaßnahmen berührt wer-
den, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt werden, wobei die Aufwendungen der Telekom hierbei 
so gering wie möglich zu halten sind. 
Falls im Planungsbereich Verkehrswege, in denen sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom 
befinden, entwidmet werden, bitten wir gesondert mit uns in Verbindung zu treten. 
Sollten Sie im Rahmen dieses Verfahrens Lagepläne unserer Telekommunikationsanlagen benötigen, können 
diese angefordert werden bei: 

E-Mail: Planauskunft.Sued@telekom.de 
Fax: +49 391 580213737 
Telefon: +49 251 788777701 

Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsin-
frastruktur im und außerhalb des Plangebiets bleibt einer Prüfung vorbehalten. 
Damit eine koordinierte Erschließung des Gebietes erfolgen kann, sind wir auf Informationen über den Ab-
lauf aller Maßnahmen angewiesen. Bitte setzen Sie sich deshalb so früh wie möglich, jedoch mindestens 4 
Monate vor Baubeginn, in Verbindung mit: 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
Technik Niederlassung Süd, PTI 23 
Gablinger Straße 2 
0-86368 Gersthofen 

Diese Adresse bitten wir auch für Anschreiben bezüglich Einladungen zu Spartenterminen zu verwenden." 

6. Altlasten / Bodenschutz 

Altlasten: 
Der vorliegende Bebauungsplan "Hammerschmiede", 1. Änderung, wurde in Bezug auf Altlasten und Altablage-
rungen überprüft. Nach den bei der unteren Bodenschutzbehörde vorliegenden Unterlagen befinden sich im 
Geltungsbereich des Planes keine altlastverdächtigen Ablagerungen. 
Schutzgut Boden: 
Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten 
anfällt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und schadlos zu 
entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

7. Bodenordnende Maßnahmen 

Es sind keine besonderen bodenordnenden Maßnahmen vorgesehen. 

8. Kartengrundlage 

Es wurde die vom Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung zur Verfügung gestellte amtliche digitale 
Flurkarte verwendet. 

Aufgestellt: 

Gemeinde Pforzen, den 13. April 2023 

l
Herbert Hot r, Erster Bürgermeister 
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Anlagen: 
• Kabellageplan der LEW Verteilnetz GmbH (LVN), Ort: Hammerschmiede, M=1:2000 A4, Datum: 

10.01.2023, 13:22 
• MS-Plan der LEW Verteilnetz GmbH (LVN), Ort: Hammerschmiede, M=1:2000 A4, Datum: 

10.01.2023, 13:26 
• Ortsnetzplan der LEW Verteilnetz GmbH (LVN), Ort: Hammerschmiede, M=1:2000 A4, Datum: 

10.01.2023, 13:27 
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